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Was iſt unter dem ſteuerbaren reinen Einkommen der 
Actiengeſellſchaften zu verſtehen? 
Vom Adv. Dr. Roman Jakubowski in Krakau. 


Zufolge kaiſ. Pat. vom 29. October 1849, Nr. 439 R. G. B. 
iſt Gegenſtand der Einkommenſteuer jedes reine Einkommen, welches 
die Bewohner der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder 
von ihrem perſönlichen Erwerbe oder von ihrem in dieſen Ländern ver⸗ 
wendeten Vermögen beziehen. 

Das Einkommen von kaufmänniſchen oder induſtriellen Unter⸗ 
nehmungen und überhaupt von Unternehmungen, in denen ein Capital 
und nicht bloß Arbeit in nutzbringender Verwendung ſteht, muß nach 
den Grundſätzen der Verfaſſung einer richtigen Bilanz ausgewieſen 
werden. Dieſer Grundſatz erleidet aber ſofort eine weſentliche Einſchrän⸗ 
kung durch die weitere Beſtimmung, daß gewiſſe Ausgabspoſten, welche 
factiſch das Netto-Einkommen mindern und demnach nach allgemein 
logiſchen und kaufmänniſchen Regeln auf den ſ. g. Verluſt⸗ (Ausgabs⸗ 
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Rede fein kann, bei der Bemeſſung der Einkommenſteuer als Ausgaben 
der Geſellſchaft nicht berückſichtigt werden dürfen. 

Dieſe im 8 8 des Einkommenſteuer-Patentes taxativ aufgezählten 
Poſten find folgende: a) die Zinſen von den in der Unternehmung 
anliegenden Capitalien und von den Capitalsſchulden der ſteuerpflichti⸗ 
gen Geſchäftsunternehmung; b) die Vergütung für die Arbeit des 
Steuerpflichtigen; ce) der Wohnzins desſelben; d) die im Steuerjahre 
entrichtete Erwerbſteuer. Zwar werden unter dieſer Kategorie auch 
nach d) die etwa im Laufe des dem Bekenntniſſe zu Grunde liegenden 
Zeitraumes aus dem Unternehmen gezogenen Capitals⸗Beträge angeführt, 
indeſſen beſteht bezüglich dieſer Poſt keine Divergenz der Anſchauungen 
und iſt dieſe Beſtimmung in der Natur der Sache vollkommen begründet. 

Damit iſt der Unterſchied des reinen Einkommens im kaufmänni⸗ 
ſchen und im fiscaliſchen Sinne von ſelbſt gegeben und iſt daraus zu⸗ 
gleich erſichtlich, daß der Begriff des zum Zwecke der Steuerbemeſſung 
feſtgeſtellten nur euphemiſtiſch ſ. g. reinen Einkommens ein ſehr enger 
iſt, da nicht einmal die geſammten Verwaltungsunkoſten vom Brutto⸗ 
Einkommen in Abzug gebracht werden dürfen. Die Praxis der Finanz⸗ 
behörden anerkennt Actiengeſellſchaften gegenüber als Abzugspoſten ledig⸗ 
lich die Einnahmen aus den Zinſen und Dividenden von Effecten, 
welche ſich allenfalls im Portefeuille der Anſtalt befinden, falls ſolche 
bereits anderweitig beſteuert ſind und die eigentlichen Verwaltungsun⸗ 
koſten im engeren Sinne, d. i. die Bureauſpeſen, die berichtigten Ge⸗ 
bühren und Zölle, die Gehalte des Beamten⸗ und Dienerperſonals, 
jedoch mit Ausſchluß der Gehalte oder Tantiemen der juriſtiſchen Vertreter 
der Unternehmung (Directoren, Verwaltungs⸗, Aufſichtsräthe), da dieſe 
Bezüge als „Vergütung für die Arbeit der Steuerpflichtigen“, welche 
dem Geſagten zufolge nicht in Abzug gebracht werden darf, angeſehen 
werden. Wiewohl ſich gegen dieſe letztere Anſchauung vom juriſtiſchen 
Standpunkte Vieles ſagen ließe, ſo kann man ſie allenfalls noch gelten 
laſſen, da wenigſtens der äußere Schein hiefür ſpricht, zumal Steueror⸗ 
gane, welche nach einer Schablone vorgehen, eben auch bei Actiengeſell⸗ 
ſchaften „die Vergütung für die Arbeit des Steuerpflichtigen“ heraus⸗ 
bringen zu müſſen glauben. 

Bedenklich geſtaltet ſich aber die Sache bezüglich einiger bedeuten⸗ 
den Ausgabspoſten, welche von den Steuerorganen als ſolche nicht an⸗ 
erkannt und demnach vom Bruttoeinkommen nicht in Abzug gebracht 
werden, indem in Folge deſſen die Steuer nicht die Einnahmen, ſondern 
die Ausgaben trifft. Es ſind dies 1. die ſog. Paſſivzinſen, d. i. die 
Geſammtheit der von der Unternehmung an Dritte gezahlten Zinſen 
ohne jedwede Unterſcheidung; 2. die im Steuerjahre berichtigte Ein⸗ 
kommenſteuerquote; 3. die Abſchreibung am Mobilar; 4. die Ab⸗ 
ſchreibung an Gründungs⸗ und Einrichtungskoſten; 5. die Heizungs⸗ 
und Beleuchtungskoſten, 6. die allfälligen Aſſecuranzgebühren. 

Zwei Anſchauungen ſtehen ſich hier ſchroff gegenüber. Auf der 
einen Seite die weitgehendſten Prätenſionen der Steuerbehörden, welche 


Conto gebucht werden müſſen, da ohne deren Abzug vom Brutto⸗Ein⸗ ihre Aufgabe lediglich in der möglichſt hohen Steuerauflage erblicken, 


kommen ſtatutenmäßig von einem reinen Einkommen überhaupt keine 


anderſeits die abwehrende Haltung der Geſchäftswelt, die es unbegreif 
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lich findet, daß die buchhalteriſche Bilanz ignorirt und zu Steuerzweden | werden müſſe, zu interpretiren ſei, folgt nach den einfachſten Regeln 
von den Behörden eine neue Bilanz nach Grundſätzen aufgeſtellt werde, der juriſtiſchen Hermeneutik aus der conjunctiven Verbindung der zwei 


zu denen ſich kein Kaufmann bekennen darf. 

Die Frage wie es mit dieſen Poſten zu halten ſei, iſt grund⸗ 
ſätzlich noch nicht gelöst, und dürfte hoffentlich erſt die Indicatur des 
Verwaltungsgerichtshofes Ordnung in dieſe verfahrene Materie bringen. 
Wegen der großen praktiſchen Bedeutung dieſer Controverſen ſoll nun 
hier vom Rechtsſtandpunkte unterſucht werden inwiefern die Anſchauung 
der Finanzbehörden berechtigt und im Geſetze begründet ſei. 

Ad 1. Zuſolge 8 8 Mi. 2 des Einkommenſteuer-Patentes 
dürfen „Zinſen von den in der Unternehmung oder dem 
Geſchäfte anliegenden Capitalien und von den Capitals⸗ 
ſchulden der ſteuerpflichtigen Unternehmung“ bei der An⸗ 
gabe des ſteuerpflichtigen Einkommens nicht in Abzug gebracht werden. 
Dieſe Beſtimmung ſcheinen ſich nun die Steuerorgane ganz mechaniſch 
zu Verſtändiß gebracht zu haben und pflegen die Geſammtſumme der 
von der Geſellſchaft an Dritte bezahlten Zinſen ohne jedwede Berück⸗ 
ſichtigung der juriſtiſchen und commerciellen Natur dieſer Zinſen, je in 


Ausdrücke „im Geſchäfte anliegendes Capital“ (Actiencapital) und „Ca⸗ 
pitalsſchulden“, was offenbar darauf hindeutet, daß dieſe Ausdrücke 
durchaus nicht zur Bezeichnung ſynonymer Begriffe gebraucht erſcheinen, 
da dies ja eine ganz überflüſſige, zumal bei der taxativen Aufzählung 
in einem Finanzgeſetze geradezu unlogiſche und ſinnſtörende Tautonomie 
wäre. 

Aus dem Geſagten folgt alſo, daß die vom Actiencapitale (au 
liegenden Eapitale) zukommenden Zinſen (Dividenden), ferner die von 
Darlehencapitalien, als welche ſich, wie gejagt, auch Prioritätsſchuld en 
und die gegen Caſſenſcheine und Einlagsbüchel angelegten Capitalien 
darſtellen, bezahlten Zinſen, bei der Fatirung zum Zwecke der Be⸗ 
jmeflung der Einkommenſteuer vom Brutto⸗Einkommen nicht vorweg in 
Abzug gebracht werden dürfen, demnach den bilanzmäßigen Reinge⸗ 
winn um die aus dieſen Rechtstiteln an Zinſen bezahlten Beträge er- 
höhen. Dagegen ſind die aus ſonſtigen diverſen Rechtstiteln an Dritte 
ausbezahlten (Contocorrente-) Zinſen der zweiten Kategorie als factiſche, 


die Jahreseinnahmen als ſteuerbare Actippoſt einzuſtellen. Nun find effective Ausgaben, ſomit wahre Paſſivpoſten des Brutto⸗Einkommens, 
es zwei Kategorien von Zinſen, welche Actiengeſellſchaften, zumeiſt als Abzugspoſten zu berückſichtigen. Jede andere Deutung von ſog. 
Credits⸗Inſtitute, an Dritte zu zahlen haben, Zinſen vom Actien⸗ Paſſivzinſen iſt unvereinbarlich mit dem Weſen und dem Zwecke der 
capital, von Caſſeuſcheinen und von gegen Einlagsbüchel angelegten „Einkommenſteuer“, welche ja doch das bilanzmäßige reine Einkommen 
Geldern oder ſonſtigen Darlehen (Prioritätsſchulden), die, da ſie treffen ſoll. Da nun die Gehalte der Directoren (Vergütung für die 
allerdings von fremden in der Geſchäftsunternehmung darlehensweiſe an-⸗ Arbeit), der Wohnungszins, die Zinſen von den in der Unternehmung 
liegenden Baarcapitalien entrichtet werden, wiewohl ſactiſch eine Aus⸗ anliegenden Capitalien und die Erwerbſteuer, ja nach vielfach von 
gabspoſt, zuſolge der beruſenen Geſetzesſtelle, nach der Steuerlogik zum Steuerbehörden geltend gemachter Anſicht auch andere bedeutende Aus⸗ 
Zwecke der Bemeſſung der Einkommenſteuer als Activpoſt anzuſehen gabspoſten, an Einkommenſteuer, an Abſchreibung am Mobilar und 
kommen und demnach vom Bruttoeinkommen nicht vorweg abgezogen Gründungs- und Einrichtungskoſten nicht in Abzug gebracht werden 


werden dürfen. Die ominöſe Bezeichnung von „Paſſivzinſen“ im ſteuer⸗ 
ämtlichen Sinne ſollte eigentlich nur dieſer Kategorie von Zinſen 
zukommen. 

Die zweite Kategorie von Zinſen find die ſogenannten Conto⸗ 
corrent⸗Zinſen. Nimmt man die juriſtiſche Natur der ſog. Contocorrent⸗ 
Rechnung in Betracht, ſo kann man doch nicht umhin zuzugeſtehen, daß 
dieſer Zinſen⸗Kategorie keineswegs die Eigenſchaft von Zinſen im ſtren⸗ 
gen Sinne des Wortes, nämlich des Entgelts für die Benützung eines 
fremden Capitals zum Betriebe der Unternehmung zukomme. Sowohl 
zufolge Art. 291.9. G. B. als auch nach allgemeiner kaufmänniſcher 
Uſance gebühren ſog. Contocorrent⸗Zinſen dann, wenn ein Dritter an 
die Geſellſchaft eine Forderung hat, und zwar vom Zeitpunkte der 
Fälligkeit. Verzieht ſich nun die Ausbezahlung der betreffenden Schuld⸗ 
poſt, ſei es nun aus dem Grunde, weil ſolche nicht im Zeitpunkte ihrer 
Fälligkeit, ſondern erſt ſpäter gefordert wird, oder aus dem Grunde, 
weil die Geſellſchaft mit dem Dritten in ſog. „laufender Rechnung“ 
ſteht und die Abrechnung, welche gewöhnlich halbjährig gepflogen wird, 
einem ſpäteren Zeitpunkte vorbehalten wird, ſo werden zu Gunſten die⸗ 
ſes Dritten (Contocorrent⸗Inhabers) auf ſeinem Folium Zinſen gebucht. 
Demnach ſtellen ſich die Contocorrent⸗Zinſen eigentlich als Verzugszinſen, 
d. i. gewiſſermaßen als Strafbeträge für verſpätete Zahlung dar. 

Zufolge der obberufenen Geſetzesſtelle dürfen nur die von Capi⸗ 
talsſchulden, d. i. von ſolchen Capitalien, welche die Unternehmung 
auf Grund von Darlehensverträgen von Dritten zum Geſchäftsbetriebe, 
um das Anlagecapital zu erhöhen, entnommen hat, entrichteten Zinſen 
vom Bruttoeinkommen nicht in Abzug gebracht werden. Nun ſind aber 
Contocorrent- Forderungen Dritter nichts weniger als Forderungen aus 
Darlehen, vielmehr ſind es die auf den verſchiedenartigſten anderen Rechts⸗ 
titeln beruhenden obligatoriſchen Verhältniſſe. Eine Contocorrent⸗Forde⸗ 
rung liegt z. B. vor, wenn im Auftrage eines Dritten Wechſel realiſirt, 
überhaupt Gelder eincaſſirt werden, wenn für fremde Rechnung Werth⸗ 
effecten oder ſonſtige Waaren veräußert wurden, wenn ein Gewerbs⸗ 
mann für gelieſerte Arbeit eine bereits anerkannte Entlohnung zu for⸗ 
dern hat u. ſ. w. Die von der Geſellſchaft ſo gebührenden Geld⸗ 
beträge ſind doch nicht „im Geſchäfte anliegend“, ja können gar 
nicht im Geſchäfte anliegend gemacht werden, weil dieſelben eben 
ihrer Natur nach als liquide Forderungen ſtets zur Zahlung parat 
ſein müſſen. Es iſt ſomit einleuchtend, daß die von ſolchen Schuldpoſten 
gebührenden Zinſen durchaus nicht „Zinſen von Capitalsſchulden“ ſind. 
Daß der im § 11, Abſatz 2 vorkommende Begriff „Capitalsſchulden“, 
ſynonym mit „Darlehensſchulden“ ſei, und iu dieſem Sinne und nicht 
etwa dahin, wie dies von den Finanzbehörden gedeutet wird, daß unter 


„Capitalsſchulden“ überhaupt jede Schuld an Capital verſtanden 


dürfen, ſo iſt, falls auch die Geſammtheit der berichtigten Zinſen, ohne 
die hier vertretene Unter cheidung, von dem Bruttoerträgniſſe nicht in 
Abzug gebracht werden dürfte, gar nicht abzuſehen, was denn nach dieſer 
Theorie eigentlich als Ausgabe gelten könnte. Vergegenwärti zt man ſich 
die aus ſolchem Fiscalismus ſich ergebenden Conſequenzen, ſo will es 


ſcheinen, daß ſonach die Actiengeſellſchaften in Oeſterreich das rohe 


Bruttoeinkommen zu verſteuern hätten, was offenbar der ausgeſprochenen 
Tendenz des kaiſ. Patentes vom 29. October 1849 zuwider wäre und 
kann man doch dem Geſetzgeber eine geradezu widerſinnige Suppoſition 
nicht zumuthen. 

Aber ſelbſt in dem ganz undenkbaren Falle, daß unter dem im 
8 2, Abſ. 2 des gedachten Patentes, welcher die Paſſivzinſen behandelt, 
vorkommenden Ausdrucke „Capitalsſchulden“ jeder Capitalsbetrag, welchen 
die Geſellſchaſt an Dritte ſchuldet, im Gegenſatze zu Zinſen und ſon⸗ 
ſtigen Speſen, zu verſtehen wäre, ſo wäre doch der fiscaliſche Grund⸗ 
ſatz ein falſcher. Denn ſelbſt in dieſem Falle dürften nur die von Ca⸗ 
pitalsbeträgen bezahlten Zinſen nicht abgezogen werden, dagegen müßten 
ſogar unter Anwendung dieſer Interpretation die von Zinſen bezahlten 
Zinſen (Zinſeszinſen) als Abzugspoſten berückſichtigt werden. Nun werden 
gerade im Contocorrente bedeutende Beträge an Zinſeszinſen bezahlt. 
Jede offene (Contocorrent⸗) Rechnung wird nämlich nach buchhalteriſchen 
Grundſätzen zweimal im Jahre, am letzten Juni und letzten December 
abgeſchloſſen und werden von dem bei der Saldirnng ſich ergebenden 
Betrage (Saldo), worunter auch Zinſen und ſonſtige Speſen begriffen 
find, dem Dritten als Contocorrent⸗Inhaber von Neuem Zinſen berech⸗ 
net. Somit müßte ſelbſt unter Anwendung der allerhärteſten Bemeſſungs⸗ 
maxime, behufs Eruirung der wirklich ſteuerbaren Zinſen der zweiten 
Kategorie, vorerſt in eine detaillirte Unterſuchung eingegangen werden, 
um die Höhe der von reinen Capitalsbeträgen und der von Zinſen be⸗ 
zahlten Zinſen (Zinſeszinſen) feſtzuſtellen. 

Ad 2. Nach $ 8 der Vollzugsvorſchrift darf die im Steuerjahre 
entrichtete Erwerbſteuer vom Brutto⸗Einkommen nicht abgezogen werden. 
Da Steuergeſetze ſtreng zu interpretiren ſind, der Einkommenſteuer 
aber in dieſer Geſetzesſtelle keine Erwähnung geſchieht, übrigens dieſe 
Steuer mit der Erwe bſteuer nichts gemein hat und auf ganz ver⸗ 
ſchiedenen Grundſätzen und Vorausſetzungen als die erſtere beruht, ſo 
folgt daraus a contrario Daß die entrichtete Einkommenſteuerquote 
ſammt allen Zuſchlägen als Ausgabspoſt berückſichtigt und demnach vom 
Brutto⸗Einkommen in Abzug gebracht werden müſſe. 


(Schluß folgt.) 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Ausweiſung aus dem Gemeindegebiete. Aus dem Umſtande, daß 
Jemand das Schulgeld für ſeine Kinder nicht bezahlen kann, läßt 
ſich nicht die Annahme begründen, daß derſelbe im Sinne des 
§ a1 der i e Mildthätigkeit zur 
8 aſt falle. 


Der Gemeinde⸗Ausſchuß von R. hat unterm 4. April 1875 die 
Ausweisung des nach M. zuſtändigen Franz B. auf Grund des § 11 
der Gemeindeordnung beſchlofſen, weil derſelbe mit einem Betrage von 
24 fl. 46 kr. an Schulgeld im Rückſtande ſei. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat Franz B. ſich bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in E. beſchwert und angeführt, daß er bereits 53 Jahre 
alt, Vater von 4 unverſorgten Kindern ſei, von denen das älteſte 
11 Jahre zähle, daß er kein Vermögen beſitze, ſich von der Tagarbeit 
ernähre, daß der tägliche Verdienſt kaum zur Beſtreitung der noth- 
wendigſten Lebensbedürfniſſe hinreiche und er das Schulgeld nicht zahlen 
könne. Im Falle, als er in feine Heimatgemeinde M. zurückkehren 
müßte, würde er mit ſeiner Familie noch größere Noth leiden und 
vielleicht auch der Gemeinde zur Laſt fallen; er bitte daher um Ver⸗ 
haltung ſeiner Gemeinde zur Bezahlung des Schulgeldes pr. 24 fl. 46 kr. 
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wäſſer aus der K.ſchen Lohgerberei in H. in den D. . . bach, hat die 
Gemeinde und die bräuberechtigte Bürgerſchaft in H. den Statthalterei⸗ 
recurs eingebracht und unter Anderem begehrt, daß die Gemeinde H. 
das Recht habe, auf Koſten des David K. in deſſen Fabrik einen ſtän⸗ 
digen Aufſeher zu beſtellen, welcher darüber zu wachen hätte, daß die 
von der Bezirkshauptmannſchaft feſtgeſtellten Bedingungen erfüllt werden. 

Hinſichtlich dieſes Begehrens hat die Statthalterei in ihrem Er⸗ 
laſſe vom 19. Februar 1876 bemerkt: „Das von den Recurrenten in 
der Recursſchrift angeſtrebte Recht der Controle wird denſelben hiemit 
gewährt; doch darf dieſe Controle nicht ohne Nothwendigkeit läſtig 
fallen und keine Bezahlung verlangt werden, nachdem ein Vertreter der 
Recurrenten ohne große Mühe ſich zeitweilig von der Erfüllung der 
Conſensbedingungen überzeugen kann“. 

Gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung hat die Fabriksunterneh⸗ 
mung K. den Miniſterialrecurs u. zw. nur inſoferne eingebracht, als in 
der angefochtenen Entſcheidung die Ausübung der Controle über die 
Einhaltung der vorgeſchriebenen Filtrirungsmaßregeln nebſt dem Ge⸗ 
meindeborfteheramte auch der bräuberechtigten Bürgerſchaft 
vorbehalten wurde. Im Miniſterialrecurſe wurde geltend gemacht: Die 
Rückſichten dieſer Maßregel ſeien ſanitätspolizeiliche; die Sanitätspolizei 
falle in den natürlichen Wirkungskreis der Gemeinde und ſei vom Ge⸗ 
meindevorſtand auszuüben. Die bräuberechtigte Bürgerſchaft ſei kein öf⸗ 


Der Bezirkshauptmann in E. hat mit dem Erlaſſe vom 16. Juni fentliches Verwaltungsorgan und zur Ausübung einer polizeilichen Con⸗ 
1875 die Ausweiſung als unbegründet behoben, „weil Franz B. in trole nicht berufen. Durch eine ſolche Controle würden die Recur— 


Betreff der Bezahlung des Schulgeldes niemals der Gemeinde R. im 
Sinne des 8 11 böhm. Gem.⸗Ord. zur Laſt fallen kann, nachdem 
gemäß 8 22 des böhm. Landesgeſetzes vom 24. Februar 1873 (L. 
G. Bl. Nr. 16) ſeine Heimatgemeinde ſtets verpflichtet iſt, für ihn das 
Schulgeld zu berichtigen.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der Gemeindevorſtand in R. den 
Statthaltereirecurs eingebracht, worin angeführt wurde, daß Franz B. 
um die Schulgeldbefreiung nicht angeſucht habe, das Schulgeld nicht 
zahle, obgleich er es leicht zahlen könnte, und daß die gegen ihn ge⸗ 
führte Execution erfolglos geblieben ſei, ſie (die Gemeinde) habe für 
Franz B. das rückſtändige Schulgeld vorſchießen müſſen; ſeine Heimat⸗ 
gemeinde M. habe die Bezahlung des Schulgeldes mit dem Bemerken 
verweigert, daß B. dasſelbe zu bezahlen im Stande ſei und die Ge⸗ 
meinde R. welche ohnehin für ihre eigenen Armen zu ſorgen habe, 
werde zu langen Verhandlungen mit der Heimatgemeinde genöthigt, 
ohne zu wiſſen, ob ihr ein Erſatz des vorgeſchoſſenen Schulgeldes zu⸗ 
geſprochen werden wird. 

Die böhm. Statthalterei hat mit dem Erlaſſe vom 18. November 
1875 dem Recurſe Folge gegeben und erkannt, daß die Gemeinde R. 
zu der Aufenthaltsverweigerung im Grunde des § 11 Gemeindeordnung 
als berechtigt angeſehen werden müſſe, „weil dadurch, daß Franz B. 
nicht einmal das Schulgeld ſür ſeine Kinder zu zahlen im Stande iſt, 
auch die Annahme begründet erſcheint, daß derſelbe der öffentlichen 
Mildthätigkeit in R. zur Laſt fällt“. 

Gegen dieſe Eutſcheidung brachte Franz B. den Miniſterialrecurs 
ein, in welchem er unter Wiederholung ſeiner früheren Angaben noch 
weiters bemerkt, daß er ſchon ſeit 30 Jahren in R. ſich redlich durch 
ſeiner Hände Arbeit ernähre; daß er in M. keine Arbeit finden würde 
und es für ſeine Heimatgemeinde leichter ſei, für ihn das Schulgeld 
zu bezahlen, als ihn mit ſeiner Familie zu ernähren. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 18. März 1876 
3. 1664 der Berufung des Franz B. Folge gegeben und unter Be⸗ 
hebung der Statthalterei⸗Entſcheidung den Erlaß der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in E., mittelſt welchem der erwähnte Ausweiſungsbeſchluß auf⸗ 
gehoben worden iſt, wieder in Kraft geſetzt, „weil Franz B. dadurch, 
daß er das Schulgeld für ſeine Kinder nicht bezahlen kann, der öffent⸗ 
lichen Mildthätigkeit nicht zur Laſt fällt und hiernach die Ausweiſung 
desſelben aus der Gemeinde R. im Sinne des $ 11 der Gemeinde⸗ 
Ordnung nicht begründet iſt“. . 


Unzuläſſigfeit der Aufſtellung einer Controle über die Einhaltung 

einer behoͤrdlichen Anordnung (der behördlich feſtgeſetzten Bedin⸗ 

gungen eines Gewerbevetriebes) aus dem Kreiſe der für die Ein: 
haltung der Anordnung intereſſirten Privaten. 


| 


renten chicanirt und ſich am Ende ganz unberufene Leute einmengen. 
Es möge die Statthalterei⸗Entſcheidung dahin modificirt werden, daß die 
Ausübung der Controle lediglich dem Gemeindevorſteheramte (in wel⸗ 
chem ſtets Mitglieder der bräuberechtigten Bürgerſchaft fungiren) zuge⸗ 
wieſen werde. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 22. Juli 1876 
3. 8949 entſchieden: „Das Miniſterium des Innern findet über Recurs 
des David K. in H., welcher gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung inſo⸗ 
weit gerichtet erſcheint, als mit derſelben der bräuberechtigten Bürger⸗ 
ſchaft in H. das Recht der Controle über die Einhaltung der für den 
Gewerbsbetrieb der Recurrenten behördlich feſtgefetzten Bedingungen 
eingeräumt wurde, dieſe angefochtene Anordnung der k. k. Statthalterei 
außer Kraft zu ſetzen, weil die bräuberechtigte Bürgerſchaft kein öffent⸗ 
liches Organ iſt, dem die Ausübung der Controle über die Einhaltung 
der behördlich feſtgeſetzten Bedingungen eines Gewerbetriebes übertragen 
werden könnte. Es wird Sache der Gewerbsbehörde und der Gemeinde 
H. ſein, die genaue Einhaltung der für den Gewerbsbetrieb feſtgeſetzten 
Bedingungen zu überwachen und es bleibt der H. .. er bräuberechtig⸗ 
ten Bürgerſchaft freigeſtellt, bei Wahrnehmung von Unzukömmlichkeiten 
bei dem Betriebe der Lederfabrik der Recurrenten die Abhilfe von der 
competenten Behörde in Anſpruch zu nehmen“. ch. 


Wenn das Oberlandesgericht in Folge der nach Hofd. vom 23. 

Juni 4820, Nr. 1669 J. G. S. geichehenen Vorlage der Acten 

einer trotz der Incompetenzeinwendung des Belangten durchge⸗ 

führten Verhandlung die Incompetenz der Gerichte ausſpricht, 

hat es auch den angeregten Koſtenpunkt zu entſcheiden. ($ #8 J. 

N.; $ 2/4 St. G. G. vom 21. December 1367, Nr. 13 
R. G. Bl.) 


In der Rechtsſache des A. wider B. peto. Beſitzſtörung im 
Waſſerbezugsrechte wurden die Acten von dem Bezirksgerichte U., 
bevor noch in eine Entſcheidung in der Sache ſelbſt eingegangen 
worden war, dem öſterreichiſchen Oberlandesgerichte zur Entſcheidung 
ob diesfalls die Gerichte oder die Verwaltungsbehörden competent 
jeien, vorgelegt; es wurde hierüber vorläufig die k. k. oberöſterr. 
Statthalterei einvernommen, und nachdem dieſelbe ſich dahin ausge⸗ 
ſpro hen hat, daß der vorliegende Streitgegenſtand zur politiſchen 
Competenz gehöre, nach 8 48 J. N. das über die Beſitzſtörungsklage 
durchgeführte Verfahren aufgehoben und die Klage als nicht zur ge⸗ 
richtlichen Competenz geeignet zurückgewieſen und zwar in der Erwägung, 
daß es ſich, abgeſehen von der Miniſterialverordnung vom 7. Juli 
1860 hier um keine Röhrenwaſſerleitung, ſondern, ſoweit das Bach—⸗ 


waſſer über die Parcelle des B. fließt, um ein offen in einem offenen 


Graben fließendes Waſſer handelt, an welchem Schwellen und Runſen 


Gegen die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft vom 10. No- angebracht worden ſein ſollen, wodurch dasſelbe theilweiſe auf die Par⸗ 
vember 1875, betreffend Anordnungen wegen Ausleitung der Schmutz⸗ cellen des B. abgeleitet wird, daher bei hieraus entſtandenen Streitig⸗ 


keiten nach dem oberöſterre ichiſchen Waſſergeſetze vom Jahre 1870, Nr. 52 
L. G. B. die politiſchen Behörden competent erſcheinen und in Er- 
wägung, daß auch der k. k. Statthalter für Oberöß erreich dieſer Anſicht 
beiſtimmt. 

Gegen dieſe obergerichtliche Entſcheidung hat B. den Reviſious⸗ 
cecurs eingebracht, der dagegen gerichtet iſt: daß die Entſcheidung der 
diesfälligen Competenzfrage anſtatt durch die erſte, ſofort durch die 
zweite Inſtanz erfolgte; 2. daß über den vom Geklagten beanſpruchten 
Gerichtskoſtenerſatz gar keine Entſcheidung getroffen worden iſt. Ad 1. 
Wenn das Bezirksgericht ſich über die bei der Augenſcheinstagſatzung 
gemachte Einwendung der Incompetenz nicht beſtimmt fand, die Compe⸗ 
tenzfrage dem Oberlandesgerichte vorzulegen, ſo hätte es nach geſchloſ— 
ſeuem Verfahren über die Competenzfrage ſelbſt entſcheiden ſollen. Durch 
das Staatsgrundgeſetz vom Jahre 1867, Nr. 143 R. G. B. über 
das Reichsgericht iſt die Entſcheidung der Competenzeonflicte im Corre⸗ 
ſpondenzwege, weil fie durch das Hofdeeret vom 23. Juni 1820, 3. 
1669 vorgeſchrieben war, entfallen und den Gerichten das Recht, über 
ihre Competenz ſelbſtſtändig zu entſcheiden, wiedergegeben. Das Oberlandes⸗ 
gericht hätte ſomit die ihm vom Bezirksgerichte vorgelegten Acten 
(anſtatt ſelbſt die Competenzfrage zu entſcheiden), dem Bezirksgerichte 
zum eigenen Spruche über die ſtreitige Competenz zurückſtellen ſollen. 
vd 2. Aber auch abgeſehen davon, können dem Geklagten die dies⸗ 
ſälligen Gerichtskoſten um ſo weniger zur Laſt fallen, als er die In⸗ 
competenz des Gerichtes ſchon bei der Augenſcheinstagſatzung einwendete, 
alſo ſowohl dem Gerichte, als dem Gegner, bevor dieſe Koſten erwachſen 
ſind, die Geſetzwidrigkeit des Vorganges vor Augen gerückt habe. 
Deſſenungeachtet hat er dieſen Rechtsſtreit fortgeſetzt und ausgedehnt, 
daher er die Koſten desſelben dem Geklagten zu vergüten ſchuldig ſei, 
worüber der Richter zu entſcheiden hat. Es wird gebeten, die ober⸗ 
gerichtliche Entſcheidung aufzuheben und zu verordnen, es ſeien die 
Acten dem Bezirksgerichte zur Entſcheidung über die Einwendung der 
Ineompetenz und im Falle der Verwerfung auch zur meritoriſchen 
Entſcheidung zurückzuſtellen; eventuell ſeien die Acten dem Oberlandes⸗ 
gerichte zur Ergänzung der in Beſchwerde gezogenen Entſcheidung rück⸗ 
ſichtlich des unentſchieden gebliebenen Koſtenpunktes zuzumitteln. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 13. April 
1875, 3. 3612 in theilweiſer Stattgebung des obigen Recurſes dem 
Oberlandesgerichte aufgetragen, auch die diesfällige Koſtenfrage ſeiner 
Entſcheidung zu unterziehen; dies in der Erwägung, daß nach 8 48 der 
J. N. Verhandlungen, welche nicht zum Rechtsverfahren, ſondern vor 
die Verwaltungsbehörden gehören, auch wenn die Unzuftändigkeit erſt 
in höherer Inſtanz entdeckt wird, von Amtswegen als ungiltig aufzu⸗ 
heben find, was im vorliegenden Falle bei der Vorlage der vom Ober⸗ 
landesgerichte eingeholten, ſich für die politiſche Competenz ausſprechen⸗ 
den Wohlmeinung des k. k. Statthalters für Oeſterreich ob der Enns 
durch das Oberlandesgericht zu geſchehen hatte, daher derjenige Theil 
der Recursbeſchwerde, welcher dagegen gerichtet iſt, daß dieſe Competenz⸗ 
entſcheidung anſtatt durch die erſte, ſoſort durch die zweite Juſtanz 
erfolgte, zurückgewieſen wird. Da jedoch das Oberlandesgericht hiebei 
die ebenfalls angeregte Gerichtskoſtenfrage unerledigt ließ, ſo mußte der 
gegen dieſe Unvollſtändigkeit der obergerichtlichen Competenzentſcheidung 
gerichteten Beſchwerde ſtattgegeben uud dem Oberlandesgerichte aufge 
tragen werden, die Koſtenfrage ſeiner Entſcheidung zu unterziehen. 

Ger.⸗Ztg. 


Notiz. 
(Oeffentlich e Verhandlung beim Verwaltungsgerichtshofe.) 
Am 26. October um 10 Uhr Vormittags, wird beim k. k. Verwaltungsgerichtshoſe 
eine Verhandlung aus Anlaß der Beſchwerde des Dr. Nedomansky gegen das 
Eultus⸗Miniſterium, wegen Exeindirung von Einkünften von der Pfarre Gunders⸗ 
torf an die Localie Schönwald, ſtattfinden. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Finanzminiſterium Joſef | 


Freiherrn v. Ha cher zu Hart den Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
axfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Badeärzten Dr. Heinrich Kaan in Iſchl und 
Dr. Johann Rabl in Hall den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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| Seine Majeſtät haben dem Rechuungsxevidenten des Finanzminiſteriums 
a Hauswirth taxfrei den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes 
verliehen. 

| Seine Majeſtät haben dem k. u. k. Conſul in Conſtautinopel Guſtav 
Oeſterreicher den Titel und Charakter eines Generalconſuls taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Couſervator an der Schatzkammer des Allerh. 
Kaiſerhauſes Auguſt Leugnick zum k. k. wirklichen Cuſtos ernannt.“ 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe des Finanzminiſteriums Vinzenz 
Gattoni taxfrei den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Mitgliede und Vorſtandsſtellvertreter der 
Staatsſchuldencentralcommiſſion des Reichsrathes Notar Dr. Ignaz Kaiſer den 
Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Hof- und Miniſterialſecretär im 
Miniſterium des kaiſerlichen Hauſes und des Aeußern Wilhelm Freiherrn 
Genotte von Merkenfeld das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat die Bezirkscommiſſäre Karl Vogl und 
Joſef Hejda zu Statthaltereiſeeretären in Böhmen ernannt. 


Erledigungen. 


Oberamtsverwaltersſtelle und Oberamtscontrolorsſtelle bei den Verzehrungs⸗ 
ſteuer⸗Linienämtern in Wien mit der achten und neunten Raugsclaſſe, eventuell 
eine Verwaltersſtelle in der neunten, dann Controlors⸗ und Officialsſtellen in der 
zehnten, beziehungsweiſe Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 24. Octo⸗ 
ber. (Amtsbl. Nr. 218.) 

Forſtadjunctenſtelle bei der politiſchen Verwaltung in Dalmatien extra 
statum in der zehnten Rangsclaſſe nebſt Reiſe⸗ und Kanzleipauſchale, ferner eine 
Forſtprakticantenſtelle mit 500 fl. Adjutum, bis Mitte October. (Amtsbl. Nr. 218.) 

Mehrere unentgeltliche Rechnungsprakticantenſtellen bei der ı1.=d. Finanz⸗ 
Landes⸗Direction in Wien, bis 25. October. (Amtsbl. Nr. 220.) 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle bet der nieder⸗öſterr. Statthalterei in Wien 
mit der eilften Rangsclaſſe, bis 20. October. (Amtsbl. Nr. 225.) 

Secundarwundarztensſtelle im Salzburger Johannesſpitale mit 600 fl. 
Adjutum und Freiquartier, bis 20. October. (Amtsbl. Nr 226.) 


Soeben erſchien: 


Handbuch 


lundwülthſchaſtlicen Geſete Oeſterre ichs. 


Zum Gebrauche für landwirthſchaftliche Lehranſtalten, Guts⸗ 
verwaltungen, Land⸗ und Forſtwirthe, Gemeindeämter und 
Bezirksvertretungen 
zuſammengeſtellt und erläutert 
von 
Alfred v. Regner. 
Preis 3 fl. — Gegen gef. Poſtanweiſung von 3 fl. 15 kr. franco nach auswärts. 


Im Format und Ausſtattung unſerer Geſetzesausgabe ift ſoeben erſchienen: 
dlenarbeſchlüſſe und Entſcheidun 
Plenarbeſchlüſſe und Entſcheidungen 
des k. k. Caſſationshofes, 
g > veröffentlicht 
im Auftrage des k. k. oberſten Gerichts- als Caſſationshofes 
von der 
Redaction der allgemeinen öſterreichiſchen Gerichtszeitung. 
Erſter Band: Ent ſeheidungen Nr. 1400. 
(Mit doppeltem Regiſter.) 
kl. Octav. 33 Bogen. 520 Seiten. Preis geh. 2 fl., in Leinwandbd. 2 fl. 50 kr. 
Gegen gef. Poſtanweiſung von 2 fl. 10 kr. für ein broſchirtes — reſp. 
2 fl. 60 kr. für ein gebundenes Exemplar franco nach auswärts. 
Der k. k. oberſte Gerichts⸗ als Caſſationshof hat ſich augeſichts der Strafproceßord 
29. Mal 1873 beſtimmt gefunden, diejenigen ſeiner ius strafrechtliche A nee 
Pleuarbeſchluſſe, welche über die Grenzen der tuneren Amtsgeba hrung hinausreichen, ſowie diejenigen 
ſeiner Entscheidungen denen eine vrincipielle Bedeufung zukömmt, amtlich zu veröffentlichen. 
Mit dieſer Veröffentlichung iſt die Redaction der allgemeinen öſterreichiſchen Gerichtszeitung 
beauftragt. Dieſelbe hat, dem ihr gewordenen Auftrage Folge leiftend, die ihr übergebenen Plenarbe⸗ 
ſchlüſſe und Eutſchetdungen in einem Band geſammelt, und glaubt, daß dieſes koſtbare Material einem 
allgemein gefühlten 1 entſprechen wird. 

An die Spitze des Buches find die erwähnten Pleuarbeſchlüſſe geſtellt; es fol, t rono⸗ 
| wien Ordnung die Entſcheidungen Nr. 1 bis 100. von . 115 auf Nichligleitsbeſchwberden 
| zur Wahrung des Gefetzes in einer Verſammlung von 11 Richtern ($ 292 St. P. O.) geſchünft wur 
den, als „Plenarentſcheidungen“ bezeichnet Find. 3 + 

Das beigegebene Inhaltsverzeichniß und doppelte Regiſter wird die Benützung der Samm⸗ 


lung möglichſt erleichtern. 
Wien, im September 1867. 


Manz'ſche k. k. 


i 


Hof-Derlags- und Univerftätsbuchhandlung 
in Wien, Kohlmarkt Nr. 7. 


| Hiezu eine literariſche Beilage. 


Für den Druck verantworklich C. Piſtori. 


